
1 .. Beib1ntt ~,+eiblo.tt zur Pnrlnnentsk<?rrespondcnz. 23 .. Juni 1950., 

'1? 

A n f r 11 g c' b/e a. n t \~_.~ U n g~ 

Auf eine l~nfrn.gc der Abg. Wilhelninc M 0 i k und Genossen. die 

gegen die AusYlUcherung der Bevölkerung durch den Kohlengrossho.ndel StellunG 

1\O.hn, liegt nunnehr ~ie Antwort des BundeSl:l.inisters für Handel und Wieder­

aufbau Dr.K 0 Ib vor .. 

Zur K1nrstellung der Begriffe ist festzuhttlten - heisst eS' in der 

Anfro.gcbea.ntwort1.Ulß einlcitelld ... o-, dass es sich hier offenbar Ul:1 jen~m Htmdels­

zweig h:'lnde,lt, welcher Inportbrennstoffe wagGonweise bezieht und wa ggon'\1cise 

liefert t also das Streckengeschäft betreibt. Da. Kohle bekanntlich den Preis­

reeelungsgesetz unterliegt, können rechtrnässigcrweise nur die Preise oder 

Spannen verrechnet werden, die von den zuständigen Behörden, das ist hier dns 

Bundcsl:lin!steriun für Inneres in Einvernehnen nit den Dundcsninisteriun f'"tir 

Hzmde 1 und Wie dern.ufbau f1best iDOt werden, 

nie letzte antliehe Bestifloung der NutzSpll11ne fü·r dell Grossh.',ndel tl1t 

L:lportbrenl1stoffcn pat in Mai' 1949 stat tecfunden; nach Anhörung der Kaooern 

hat danOls dns Bundesninisteriur1 fü~ Inneres io Dinvernehoen o~t deo Bundes­

oinisteriuo für lfundel und Wiederaufbau und über dessen Vorschlas die Nutz­

spnnnc ~von durchschnittlich 4,52 S je Tonne ::luf 4,22 S je Tonne e'-'Ojenkt. Dje aer 

Zustnnd hat durch l!onate hindurch allseitige Anerkennung gefundeno 

Eine Vlendung trat iQ Noveober-D.ezeober 1949 ein, als der Ucchse1kurs 

in den USA-Dollp,r vpn 1,:10 ~uf 1:21,34 (Effektivlrurs) geändert und nIs für 

It:lportbrennstoffe die Verrechnung nach deo Effektivkurs fosteclegt wurde~ VOll 

diesen MorlCnt ?on haben die Unkosten des Kohlenhandels eine schwerwiegende 

Belastung e~~ahron, rrclche in der oit 4,22 S je Tonne festgesetzten Nutzspnnne . 
koine Dcc~g nehr finden konnte. Diese Mehrbelastung entstand vor allen aus 

den erhöhten Finanzierungskosten, was einleuchtet, wenn on.n bederu~t, dass die 
-.". . 

Einkaufspreise des GrosshD.ndels sich ungefähr auf dns Doppelte erhöhten. Ver-

dOPPelter Kapitnlseinsatz und verdoppelte Finanzierungskosten wo.rcn d:ie not­

wendige Folgc~ Diese Betrachtung sieht, UD die Dinge nicht zu sehr zu kon­

plizicren, davon ab, die weiteren Mchrbelo.stungel1, wie z.B. infolgo der Kinder­

beihilfe , in's Ka.lkül zu ziehen Q 
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2.'Bciblntt Beiblatt ,.ur Pa.rlalJ.cntskorres:pondenz p 23.Juni 1950 .. 

';j!OSC To.tsachen wo.ren für das korl!lerzielle und wirtsoho.ftliche Denkcn 

so eelKufig, dass'sich gegen eine Erhöhung der Nutzspo.nne gEJ-r keine: Widef­

stände erhoben; es galt nur noch, nach gcwissen.'1nfter Prüfung, die tat- Ib 

sächlichen Mehrkosten ziffernr..liissig darzm teIlen. 

11'1 dieser Situr.tiol'l hnt sich die Arbeiterl:..ar.1tler Wien bereit gCfUllUCn1: 

die Kostenprüfung durch eigene Sachverständige vorzunchnonj der Kohlengross­

lnndel hat die KostenprUfung durch Organe der ll.rbciterkar.ner ohne weiteres 

aus freien Stücken ~ugclassen, und das DundesoinisteriwJ. für Handel und 

\1iederaufbo.u hat sich diesen Vorgo.ng angeschlossen, un die absolute Objek­

tivität der Prttfung selbst zu denonstrieren. ffatte die Prüf~~g ein Organ des 

Bundesr.unist eriuns für Ha,nde 1 und w:ie deraufbo.u oder ein l1i t sohnftstreuhäncler 

vorgenoonen, so wäre von den Gegnern des Kohlenerosshnn dels vielleicht der 

Einwand e~hoben worden, die Prüfung wäre allzu YfOhlwollcnd eewesen_ 

Obwohl also der Kohlengrosshandel sci t Novenbcr 1949 ·die erwähnten 

Kostcnnelu-belastwlgcn ohne Zweitel zu traljen hatte, hat er dennoch während 

der Dauer der PriiflL.'1ß sti11gehnl ten und eine ÄnderunG SCll'ler Nutzspanne nicht 

.vorgenotltlon.' 

Nach Vo:rlo.ge der Prüfwlgsergcbnisse fanden in Bundcsninisteriun für· 

Handel und U~dero.ufbau Verhandlungen der Beteiligten und der no.ch deo Preis­

reeelungsgesetz zur U:l twirkune berufenen Karnern statt; 0.0 Ende der Verlnnd~ 

lungen bildeten sich zwei gleicheroa.sscn VOLl wirtschaftlichen Vero.nt\vortunes­

gefühl getragene Vorschläge hero.us; 

1. Der Vorschlag' des Bundesqinisteriuns für Handel und Wicderaufbo.u, 

wolcher auf Erhöhung der Nutzspanne UD 1,04 S je Tonne in DurchSChnitt Inut,.;tc; 

und 

2. IlcrVorschlag der Arbeiterka:1ner, welcher eine Spannenerhöhune 

io Ausoass von 0.69 S je Tonne in Durchsclmitt als vertretbar bezeichnete. 

In Hinblick auf diese Tatsachen nuss der erste Punkt der gegenständ­

lichen Anfrage berichti gt werden. Während die Anfrage behauptet, dio Ar-

. be iterkor.mcr habe 0.15 InteressenYertretung der arbeitenden Bevölkerung sich 

überhaupt geweigert, einen Te il der näglich gewordenen Preisverbilligung don 

Grosshnndcl zuzuführen, ist deogegenüber festzustellen, dc.S$ cl.iese Knrmor 

eine Erhöhung UD 0,69 S je Tonne als' angenessen angesehen hat. ' 

In folgenden sei eine ziffernnässigc Gecenüberstellung der ~uffa.sSUll­

gen vorgef'ühl't ,die den Zwe,ck verfolgt, die Herren Interpellanten selbst i:l 

die Ln.ge zu versetzen, zu urteilen~ 
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3 .. Beiblatt Bo iblat t zur ?n,rlon(mtskol'r~_~sTJondel1z ~ 
.~ _.-!:..._--~--.-

Kinderbeihilfe 

~echselstenpel 1/8 % 
von S 129.66 f .. 1 Monnt 

Steigerung 

Finanzierungskosten 

a) wegen E~höhunß 
des Kohlenwertes 

b) Wegen Verlängerung 
des Zahlungszieles 

Steigerung de~ n,llgeneinen 
Re tJic 

Delorederc (3%0) 

Nac h 116 i:nuilg de s 
mL, f .. lL u '. W~ 

Gcso...1'Jt 

!I 0002 

n 0.0 08 

u Oc3ö 

n 0,,15 

11 0005 
11 0~~~~_l0o) 

S 1,,26 

23 .. Juni 1950., 

Nac h Me inung der 
Arbciterkan::ter 

S 0.02 je 1'. 

11 0.02 " 

11 0.08 " 

11 0 0 30 11 

... -
" 0_05 It 

tt 0.19 " --,-

·S Oe66 je 

11 

" 

11 

" 
11 

t 
____ ••• ______ 00 ___ • __ 0 ~_ ... ________________ ..... _______ .. _~ ._. 

-------------------------------------------
Dies ist das einrache betricbswirtschaftl~che Bild; in Bestreben, siGh 

Uber die :~ntplegenhei t zu einigen, hc:t dann spät er das Bundesninistcriwl 

für Ha.ndel und Wiederaufbnu sein Ergebnis auf S 1,04 je Tonne reduziert, 

währcnd'~ die .ArbeiterkatlI:~r ihr Ergebnis auf-S 0,69 je Tonn0 ausbesserte, 

WllS zu den oben erw·ähnten Vorschlägen führte. 

Da eine weitere Überbrüclcullß der noch ilJr-1er erheblichen Differenz 

-( S 1,04 bzw. S 0.69) in Varhnndlungsweee nicht nahr nÖßlich ~rsclrlcn, hat 

das Bundesninisteriuo für Hnndel und WiGderrufbn.u schliesslich in der 

87.Sitzung der Preiskortr.lission bein Bundesl:ünisteriw:l für Inneres nn 

3.3.1950 einen konbinierten Vorschlag. eL'1gebl.'2.oht 1 nur UL1 eine allseit's 

vertretbare Erledigung zu crnäglichen. Dieser VOl.'schln.g bcsto.nl}- darin, als 
( 

allgCl:leine Erhöhung den Satz von S 1,04 je Tonne zu bestirJI:1en, dährend ein 

noch näher festzulegender ~reis von Beziehel.'n-cinen begünstiGten Ernöhungs­

satz von nur S 0,69 je Tonne ceniesscn sol~te. Das Bundes~inisteriun für 

IIal1dcl und Wiedera.ufba.u war dabei von der VorstellunG Getragen, dass bei 

gewissen Beziehern das in die Rechnung eineestellte Dclcrodere vernindert 

werden konn; a.uch sollte die Idee eines :U.cngenrabattes ZUl"-1 Durchbruch kOr.ll:len~ 

Da.s Bundcsninistcriur.l für Ha.ndel und \1iederrufbliu ist auch heute noch fest 

da.von übcrzeuet, dass dieser letzte konbinicrte Vor sehlae a.bsolut dislrutabol 
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4.Beiblatt ~2ibl.n~t zur Pa~lanentskorrespondenz. 23.Juni 1950. 

ist; er beleuchtet jedenfalls die ungerechtfertigten Vorwürfe, die 'von 

jl'Koltlenv{ucher" sprechen, ohne. s ich über die Ausrm.sse und Gr6ssenordnungen 

Rechenschaft zu eebenQ 

Zur grossen Enttäuschung des Bundesninisteriuns für Ita.ndel und Wieder­

aufbau ist die ser VorschlaG von BundcsrJinisteriur.l für Inneres vel'\Vorfen WO}",> 

es ::1usste konsto.t iort werden, dass das BundcsninisteriU1:l für Inl\eres nioht 

einoal bereit war, auf der Basis des ArbciterkPoocrvorschlo.ges zu verhl3l1dell1. 

Es zeigte sich, dAss die nonatelaneen und nühevollen, t\it grossen Ernst be­

triebenen Kostenprüfungen bei den repräsentativsten Kohlengrosshnndlungen über­

ha.upt ignoriert nerden solltc;n. Es zeigte sich ferner die bedroh.1ic~ um 
für den Standpunkt des Bundcsninisteriur~s für Handel und~iederaufbOa absolut 

unannehnbare Tendenz, die stnatliche Preisb cStil:lr:1Une nach deo Vorbild des 

ehaonligen~Rcichskooniss1irs für die Preisbildung zu hnndhWen und sie in 
Verkennung ihrer .-wahren Aufgaben als Werkzeug zu benützen, uo einen Teil 4es 

Handels auf kn~tcn Wogc, duroh bewusste VerWeigerung nngeoesscner Kostenpr~isc 
/ 

, auszuschal ten, Inhnzulegen oder aus der Volkswirtscho.tt zu verdrängen. Diese 

Tendenz trat aus den gegebenen Anlo.ssin einer Vle! se zut'aga, die zu übersehen 

oder stillschwcißcnd hinzuneht1cn für das Bundesninisteriun für Hnndel und 

\1iedctnufbnu eine Preisgabe der ihn nnvertrauten volkswirtschaftlichen I;;.ltC140:J~' 

bedeuten würde. Mit kD.lter Berechnung sollte ein ernster Einbruch in den pri­

vaten Handel erfolgen, ohne jede Rücksicht nuf die tausond Existenzen. deren 

Lebensgrundlage oft der Gewährung angenessener Kostenpreise zusannenhängt, 

und ohne Rücksicht darauf, dass eine derartige Hm dhabung der stna.tlichcn 

Preisbestinnung den österreichischen Rechts- und Wirtsohaftssystec o.bsolut 

widerspricht. Das Bundesninisteriun für Hnndel und TIiederautbnuals von Gesetz 

berufener Fo.ktor der Preisbestionung ist nicht in der Lage. einer solchen 

Preisregelune zuzustinöen. E~ ist auch nicht verpflichtet una. wenn nan sein 

Ressortbereich berücksiohtigt, auoh gar nicht berechtigt, einer solohen. 

Regelung zUzustiLnen. 

Nnch die Sen Fest~tellungen nus s ein ~7eitere% Punkt der J~nfro.ge berichtict 

werden. Die Anfrage spricht von einer lwnordnung des Dundesrünisters für Handel 

und Wicderm fbau an die "unter seiner Leitune stehende öst erreichische Brenn­

stoffinportgesellschaft", den Kohlengrosshnndel schon jetzt die niedrieeren 

Einkaufspreise zu verrechnen. während der Grosshandel seinen Abneheern noch 

luner die alten Preise anrechnet, Eine solche Anordnung ist in l1irklichkeit 

nicht erlassen warnen. Die Österreichische Brennstoffinporteesellschaft 

verrechnet ihren Pa,rtncrn inner nur die Originalpreise , ohne dass es einer 
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5.Be~blatt Beibl~tt zur pnrlnrlentskorrespondenz. 23.Juni 1950. 

besonderen AnordnunG bcclür~j sie ist ein nicht "uf Gewinn berechnetes 

Unternehr.lEm, da.s seine Kosten nur durch EinIiebul1G eines gerinGen, von 

den Behörden f~lstge1eGten "Einfuhrzus ch1ngesu . in derzeitiger Höh~ von 

17 Groschen jo Tonne irlportierter Kohle deckt. Es ist auch nicht richtiG, 

dass der Koh1enhandel in allen Fällen noch i:::n:1or die nlten Preise anrechnet. 

In vielen Fällen nilJl".lt er ~-conto-Znhlun8en elt eeeen und lässt die Abreohl1Ull('~ 

bis zur Verlllutbarunß der neuen Preise offen. lktsJ3undesninistcriu!:1 für 
'" . 

Handel und Wiedernuf?llu nuss den in der Öffentlichkeit oft cebrauohten SOhlne-

\'fort vor.l uKQhlenwucher" en+;~l'){lentreten; es claubt dies an besten dlldurch 
w.u~or 

tun zu können, inden es . Ziffern vorführt: 

In der Zeit vor 1938, nlso in einer Zeit scharfen \Yettbewcrbes nuf o.11On 

Linien, betrug die Nutzspanne des l(oh1encrosshnndels 7 % und nehr. Heute be­

trägt der durchschnittliche Wert inportierter Brennstoffe etv~ 250 S je Tonne; 

die jetzige Bruttonutzspanne des Kohlengrosshandels beträgt, wie schon einganß! 

erwähnt, in Durchschnitt S 4,22 je Tonne •. ln Perzenten vOI:1ICohlemert __ ist 

nlso die Bruttonutzspanne weniger_ als '2 '/0. Aus d:ie ser Bruttonutzspnnne hat 

der KohlenhandeI zu bestreitenc die Kosten seines Personals, Betriebssteuern, 

Miete für Lokale, BUrorö'Utle usw., den gllnzen Snchaufvmnd, die Kosten für Leih­

geld, öffentliohe Gebühren, das Risiko für Verluste bei zahlungsunfähig ge­

wordencn Schuldnern u.dgl. 

Es hlesse die Sachkenntnis und die wirtschaftliche Einsicht der Herren 

Interpellanten unterschätzen, wollte nan an dieser Stelle näher ausführen; dass 

die volks\rirtschaftliche LeistWlß des Ho.ndels gcnau sowie j edel' andere Be ruf s­

und Erwerbszucig Anspt"ueh auf Deckung seiner Kostell hut. Die"leider verbreitete, 

aber vollkorncn ~iohtiee Me inung, cln.ss der Handel "überflüssiglt sei und keine 

volkswirtschc.:ftlichen Funktionen erfülle, beruht auf schlit1nstenEtatisrJ'uS j 

die Vfirtschafts~csohichte keines Landes hat bisher den J3eweis erbrinGen können, 

dass stnntliche Verteilungs- oder Marktelnrichtuneen billiger als der private 

Handel zu nrbeitenvcroögen. Schliesslich d.n.rf erklärt \7erden, ebss das Bundes­

nin1stcriun für Handel und rTiedero.ufbn.u keineswegs a.ls Schutzherr des Kohlen­

ßra; sntl.ndels zu betrnchten ist; es hat nur pflichtgenäss die Interessen des 

gcsnnten Hnndelsstandes, soweit sie gesetzlich begründet und Juroh gewissen­

haftes Verfahren erkannt sind, zu wahren. 
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Beiblatt zur Pn:t'lro:lentskorrespondenz~-:~-~~_ .. lOs.o... __ 

In Hinblick.. au.f .9.ie se Ausführmlgen kann Zusal:1Dcnfassend folgendes gesagt 

werden; Das Bun-d.e-soini stex.i.un-für Rande lundWiederaufbru ist bereit, einer 

preisbehördlichen Regelung der Kohlenpreise sofort seine ZustiL~lung zu seben, 

wenn sie auch den Kohlenhc.ndel die ihn nach volkswirtschnftlicher Le istune 

und Funktion gebührel'lde 7 nach clon Prinzip der Kostendeckung betle5Sene Vergütung 

gewährt. Es ist weiter bereit, in seinen Geschäfts bereich dafür zu sorgen, 

so wie es vorl.o.nfal1g an inner beabsichtigt war, dass der Kohlengrosshmdel an 

waggonbe.ziehende Verbrnucher die Differenz ziUischen den antlieh bestil:nten 

Verkaufspreisen und den in cler Zwischenzeit etwa erzielten Mehrerlösen 

vergütet. 

-(::-0-.-.-
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